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Übertragung vormundschaftlicher Massnahmen

Sachverhalt

Frau, Jahrgang 1967. Vormundschaft nach Art. 369 ZGB, gesetzlicher Wohnsitz: Gemeinde Rw. Eigene Wohnung bzw. Wohnort in Rh. seit 01.02.2002. Mit Rechenschaftsbericht per 30.09.2001 geschrieben am 08.02.2002, Antrag: Prüfung, ob die Massnahme von der VB Rh übernommen wird. Beschluss der VB Rw vom 29.05.2002 unter Erwägungen: Die VB nimmt schliesslich zur Kenntnis, dass die VB Rh angeschrieben worden ist mit der Bitte um Prüfung der Übernahme der Vormundschaft. Schreiben der VB Rh vom 03.07.2002, da die Klientin noch kein ganzes Jahr in der eigenen Wohnung in Rh wohnt, sei ein neues Übernahmegesuch im Januar 2003 zu stellen. Schreiben der VB Rw vom 05.07.2002, Aufforderung an den Vormund per Dezember 2002 einen Situationsbericht einzureichen. In meinem Situationsbericht vom 03.01.2003 habe ich festgehalten, dass die Klientin seit 01.02.2002 ihren Lebensmittelpunkt in Rh hat und die Massnahme nach Rh übertragen werden kann. Und weiter habe ich den Antrag gestellt, die bestehende Massnahme sei gestützt auf die Verhältnismässigkeit zu überprüfen. Da ich relativ neu die Tätigkeit als Amtsvormund ausübe, war mir in diesem Zeitpunkt nicht bewusst, dass man nicht gleichzeitig eine Massnahme an einen neuen Ort übertragen und die Massnahme überprüfen kann. 

21.01.2003 Tel. von der dannzumaligen VB-Sekretärin bezüglich meinem Situationsbericht und Antrag vom 03.01.2003 sei noch nichts entschieden. 

16.10.2003 Tel. von Sekretariat VB Rw es sei der Übergabebericht per 30.09.2003 zu erstellen. Ich habe in diesem Telefonat auf meinen Antrag auf Überprüfung der Massnahme hingewiesen und gebeten, dass die VB dazu Stellung nimmt. 

Schreiben vom 23.10.2003 der VB Rw: Infolge Wohnsitz der Klientin in Rh besteht die VB auf den Übergabebericht bis 31.12.2003, mein Situationsbericht und Antrag auf Überprüfung der Massnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Nun zu meiner Anfrage: Besteht noch von meinerseits oder allenfalls die Klientin die Möglichkeit bezüglich der Überprüfung der Massnahme durch die VB Rw noch etwas machen. Die VB Rw hat meinen Antrag ein halbes Jahr liegen gelassen und besteht nun auf der Übergabe nach Rh.
Erwägungen

1. Zur Frage der Jahresfrist: Sie hat sich als praktische Zeitspanne erwiesen, während der beurteilt werden kann, ob jemand mit der Absicht des dauernden Verbleibens einen neuen Lebensmittelpunkt begründet hat. Das ist aber keineswegs immer nötig. Zuweilen steht schon bei Wohnungswechsel fest, dass am neune Ort Wohnsitz begründet wird, dann ist die Massnahme sofort zu übertragen (Übertragung vormundschaftlicher Massnahmen, Empfehlungen der VBK, ZVW 2002 S. 211). Das gilt in ganz besonderem Mass bei Kindesschutzmassnahmen und intensiven persönlichen Betreuungsmandaten.


2. Der Vormund ist am besten geeignet, die Angemessenheit einer Massnahme zu beurteilen. Sein Bericht an die Vormundschaftsbehörde sollte keine Formsache sein, sondern er dient der Reflexion über den Sinn der Massnahme, die Realisierbarkeit der Zielsetzungen, den eingeschlagenen Weg, die zeitlich und fachlich investierte Mittel und das Ergebnis („outcome“). Der Rechenschaftsbericht sollte auch Anlass geben zu Korrekturen in der Betreuungsarbeit und, wo nötig, zu Änderung der Massnahme, allenfalls zu Aufhebung. Vormundschaftliche Massnahmen sollten ja wenn möglich keine Langzeit-Instrumente sein (ausser bei dauernd Schutzbedürftigen).

Aus dieser Erkenntnis empfiehlt es sich, der Vormundschaftsbehörde nicht zu beantragen, die Angemessen der Massnahme zu prüfen, sondern Argumente zu liefern, welche ihr einen Entscheid ermöglichen. Zum Beispiel: Die Klientin hat grosse Selbständigkeit entwickelt, hat genügend Selbstverantwortung, es besteht keine Gefahr der Selbst- oder Drittschädigung, die allenfalls noch notwendige Fürsorge kann ihr auch im Rahmen eines Mandates zuteil werden, das keine Beschränkung der Handlungsfähigkeit zur Folge hat (oder nur beschränkt wie die Beiratschaft) etc. Natürlich müssen diese Einschätzungen mit Fakten unterlegt sein, die ja in der Regel am besten der Vormund liefern kann.


3. Zuständigkeit zur Anordnung, Änderung oder Aufhebung einer vormundschaftlichen Massnahme ist die Wohnsitzbehörde. Der Wohnsitz einer bevormundeten Person ist der Sitz der Vormundschaftsbehörde (Art. 25 Abs. 2 ZGB). Der Wohnsitz einer verbeiständeten oder verbeirateten Person richtet sich nach Art. 23 ZGB und ist unabhängig vom Sitz der Vormundschaftsbehörde, welche die Massnahme führt. 


4. Der Wohnsitzwechsel einer verbeiständeten oder verbeirateten Person erfolgt autonom, wogegen für den Wohnsitzwechsel einer bevormundeten Person ein Übertragungsprozedere unter den beteiligten Vormundschaftsbehörden nötig ist (vergleiche dazu ZVW 2003 S. 216). Solange die Vormundschaft nicht am neuen Ort geführt wird, ist der (abgeleitete) Wohnsitz der ursprüngliche Wohnort, welcher solange für Massnahmen zuständig bleibt, bis die Vormundschaft rechtskräftig übertragen ist. 


5. Anders verhält es sich bei Wohnortswechsel verbeiständeter und verbeirateter Personen. Zwar dürfte die Änderung einer Massnahme, insbesondere die Milderung oder Aufhebung, noch in den Zuständigkeitsbereich der bisherigen Wohnsitzbehörde fallen (BGE 126 III 417), solange die Massnahme nicht übertragen ist, ganz sicher aber nicht die Anordnung einer neuen Massnahme (BGE 126 III 418 f.). 


6. Im vorliegenden Fall geht es um eine bevormundete Person, deren Wohnsitz Rw ist, solange die VB Rh die Vormundschaft nicht übernommen hat oder die VB Rw die Vormundschaft nicht durch eine Beistandschaft oder Beiratschaft ersetzt hat. Wenn die bisherige Wohnsitzbehörde beschliesst, auf das Gesuch um Änderung der Massnahme nicht einzutreten, weil sie die Voraussetzungen als nicht gegeben erachtet, und die bestehende Massnahme an die neue Wohnsitzbehörde überträgt, welche diese Massnahme übernimmt (wozu sie verpflichtet ist), begründet die bevormundete Person am neuen Wohnort Wohnsitz (Art. 377 i.V.m. 421 Ziff. 14 und Art. 25 Abs. 2 ZGB). Die neue Wohnsitzbehörde hat, wenn sie die Änderung der Massnahme als erforderlich erachtet, die Möglichkeit, die Unterlassungen der abgebenden Behörde zu korrigieren und kann das Erforderliche verfügen. Aber auch hier gilt, dass es wohl in erster Linie am Vormund / an der Vormundin (und natürlich an der betreuten Person) liegt, die nötigen Entscheidungsgrundlagen zu liefern.


7. Zum detaillierten Prozedere beachte nachfolgendes Schema aus der ZVW 2002 S. 218 mit Erläuterungen S. 219 ff. Von der Form her ist es Sache der Vormundschaftsbehörden, das Prozedere zu führen, nicht der Mandatsträger (auch wenn in der Praxis zu empfehlen ist, dass Mandatsträger/innen, die sich als Berufskolleg/innen kennen, die Sache „vorspuren“ und so einfädeln, dass die Übertragung effizient läuft).

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar


Ligerz, 5. November 2003

Beilage: Schema

Das Verfahren zur Übertragung vormundschaftlicher

Massnahmen

	Zuständigkeit am bisherigen Wohnsitz
	
	
	Zuständigkeit am neuen Wohnsitz

	1. 
Errichtung der vormundschaftlichen Massnahme
	
	
	

	2.
Wegzug (bei Vormundschaft: im Einverständnis mit dem Vormund/der Vormundin)
	
	
	

	3.
Feststellung des neuen tatsächlichen Wohnsitzes, Bewilligung zur Begründung eines neuen zivilrechtlichen Wohnsitzes durch VB und Antrag der abgebenden VB an neue VB zur Übernahme der Massnahme
	
	
	

	
	
	
	4.
Entgegennahme Gesuch durch neue VB

	
	
	
	5.
 Antwort der neuen VB an bisherige

	6.
Übertragungsbeschluss der bisherigen VB, (und, wenn nicht schon unter 3. erfolgt, Bewilligung des Wohnsitzwechsels des/der Bevormundeten durch VB), und Einladung des/der vormundschaftlichen Mandatsträgers / Mandatsträgerin um Ablage von Schlussbericht und Schlussrechnung
	
	
	

	
	
	
	7.
Übernahmebeschluss neue VB

	8.
Zeitpunkt der Mandatsübergabe
	
	
	8. 
Zeitpunkt der Mandatsübernahme

	
	
	
	9.
Allfällige Publikation am neuen Wohnsitz

	10.
Abgabe Schlussbericht und -rechnung
	
	
	

	11.
Genehmigung Schlussbericht und Schlussrechnung und Entlassung des Mandatsträgers/der Mandatsträgerin
	
	
	

	
	
	
	12.
Entgegennahme Schlussbericht und –rechnung, Beginn Frist für Verantwortlichkeitsklage


Quelle: K. Affolter, Empfehlungen der VBK zur Übertragung vormundschaftlicher Mandate, ZVW 2002 S. 205, 218
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